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TOP 1 - Begrüßung und Bestätigung der Tagesordnung
· Herr Bozkurt eröffnet die Sitzung und begrüßt die anwesenden Mitglieder und Gäste.
· Gemäß § 12 Abs. 3 der Geschäftsordnung (GO) ist die Teilnahme des Vorsitzenden oder einer Stellvertretung sowie von mindestens 15 stimmberechtigten Mitgliedern erforderlich.
· Die Tagesordnung wird bestätigt. 

TOP 2 - Beschluss des Protokolls der Sitzung vom 14.11.2025
· Das Protokoll ist den Teilnehmenden am 13.02.2026 zugegangen.
· Der Geschäftsstelle liegen keine Änderungswünsche zum Protokoll vor.
· Das Protokoll wird ohne Änderungen angenommen. 

TOP 3 – Re-Evaluation des Leistungstyps Beschäftigungs- und Förderbereich (BFB) – Stellungnahme zum Beschluss des Berliner Teilhabebbeirats v. 14.11.2025
· Bezüglich der die Bildungsverwaltung betreffenden Punkte hat diese am 04.02.2026 bereits schriftlich Stellung genommen. Die Stellungnahme wurde mit der Einladung versendet. Leider ist heute niemand aus der Bildungsverwaltung anwesend, um persönlich dazu Stellung zu nehmen.
· Bezüglich der die SenASGIVA betreffenden Punkte im Beschluss v. 14.11.2025 erfolgt die Stellungnahme durch Herrn Falk: 
· qualitative Aufstellung verfügbarer Plätze im Bfb-Bereich – Auswertung des Jahresberichts 2024: 
· Es besteht eine Auslastung von 93 % (geringfügige Schwankungen in den vier Jahren davor zwischen 92-95 %)
· Der Anteil der Leistungsberechtigten mit kognitiver Beeinträchtigung lag im Jahr 2023 bei 51% und ist somit ungefähr gleichgeblieben.
· Der Anteil der Leistungsberechtigten mit stark herausforderndem Verhalten lag bei 18% im Jahr 2024 (erst seit kurzem statistische Erhebung).
· Ausreichend Personal: 2024 lag der Personalbedarf bei 1.188 Fachkräften; dies wurde umgesetzt. 
· Zur Frage, ob die wohnortnahe Betreuung umgesetzt werden kann: 
·  Es ist leider manchmal notwendig, Betroffene etwas entfernt unterbringen zu müssen. 
· Dies ist der Nachteil des stadtweiten Angebots, bei dem die Leistungserbringer nicht immer Plätze für die verschiedenen Bedarfe wohnortnah anbieten können. 
· Zur Frage, ob die SenASGIVA Daten hinsichtlich der Meldung von Ablehnungen bei den Angeboten erhält: 
· Es sind keine Daten bekannt; auch nicht, aus welchen Gründen abgelehnt wird.
· Zur Frage nach Diskrepanz zwischen Angebot und Zugang: 
· Auch hier liegen der SenASGIVA keine Daten zu Ablehnungsgründen vor. 
· Solange hierzu nichts gemeldet wird, kann nicht Stellung genommen werden bzw. eine konzeptionelle Weiterentwicklung erfolgen. 

· Frau Braunert-Rümenapf betont, dass eine konzeptionelle Weiterentwicklung nicht möglich ist, wenn die Daten für die Ablehnung von jungen Menschen nicht erhoben werden. Sie regt an, diese Daten zukünftig zu erheben.
· Frau Loos teilt mit, dass sie 2020 schon einmal einen ähnlichen Beschluss mit initiiert hat und sich seitdem eigentlich nichts Wesentliches verändert hat. 
Besonders der Anteil an Menschen mit herausforderndem Verhalten steigt in den letzten Jahren stetig an. 
Es fehlt an konkreten Informationen, welche Träger ein spezielles Angebot anbieten und in welchen Bereichen es mehr Plätze gibt. 
Sie regt einen Austausch zwischen SenBJF, SenASGIVA und eventuell SenWGP dazu an, der in der Vergangenheit schon einmal stattfand und bietet an, entsprechend Kontakt herzustellen und gemeinsam mit der Landesbeauftragten diesen Austausch wiederzubeleben. 
· Herr Falk erläutert, die Daten werden derzeit nur absolut erfasst und es gibt keine weitere Differenzierung nach den Gründen der Ablehnungen. Bezüglich einer konkreteren Erhebung war bisher der Datenschutz das Problem. 
Es ist eine Aufgabe für die Zukunft, bei der Ausarbeitung der Jahresberichte eine differenziertere Darstellung anzustreben. 
Problematisch für eine Einführung einer Datenbank für freie Plätze im BFB-Bereich ist, dass diese Datenbank allgemein für die gesamte Eingliederungshilfe erstellt werden müsste. 
· Herr Bozkurt regt an zu dokumentieren, welche Daten tatsächlich gewollt werden und Probleme mit dem Datenschutz zu klären. 
· Frau Braunert-Rümenapf schlägt vor, eventuell Daten der SenBJF zum Schulabgang betreffender Personengruppen zu nutzen.


TOP 4 - Abschaffung der Widerspruchsbeiräte
· Herr Bozkurt zum aktuellen Stand: Im Senat wurde diese Woche nach einer Vorlage durch den Rat der Bürgermeister beschlossen, die Abschaffung der Widerspruchsbeiräte in Form eines Gesetzes in die Wege zu leiten. In den Jahren 2023/2024 hatten von über 3600 Fällen, die den Widerspruchsbeiräten zugeleitet wurden, nur drei Fälle tatsächlich Erfolg in Form einer Änderung des Bescheids. Gleichzeitig werden Verfahren in die Länge gezogen, weil Rechtsmittel trotzdem noch eingelegt werden können. 

· Herr Rehfeldt (Bezirksstadtrat in Neukölln) spricht sich für die Abschaffung aus. In Berlin haben sich 10 von 12 Bezirke dafür ausgesprochen.
Ein Blick auf die Zahlen zeigt, dass kein wirklicher Vorteil für die Betroffenen festzustellen ist. Rechtsmittel können weiterhin eingelegt werden und ohne Verfahren der Widerspruchsbeiräte verkürzt sich die Zeit bis zu einer etwaigen Klageerhebung. Die Widerspruchsbeiräte sind außerdem sehr bürokratieintensiv und es ist schwierig, Mitarbeitende dafür zu finden. Die Beteiligung im Neuköllner Widerspruchsbeirat ist teilweise sehr gering. Es wird kurz das Widerspruchsverfahren erklärt:
Es ergeht ein Erstbescheid, gegen den Widerspruch eingelegt werden kann, wenn sich die betroffene Person in ihren Rechten verletzt sieht. Die Behörde, die den Erstbescheid erlassen hat, entscheidet über den Widerspruch durch Abhilfe (also erfolgreicher Widerspruch) oder Ablehnung. Erst nach Ablehnung kommt der Vorgang in den Widerspruchsbeirat.
Herr Rehfeldt weist darauf hin, dass in den Bezirken bereits jetzt ein Ausschuss für Eingaben und Beschwerden existiert, der durch die Bezirksverordnetenversammlung eingesetzt wird. Hier könnte zusätzlich durch sozialerfahrene Dritte unterstützt werden. Dadurch könnte ressourcensparend eine Alternative zu den Widerspruchsbeiräten geschaffen werden, die relativ schnell einsatzfähig wäre.

· Frau Braunert-Rümenapf erklärt, dass aus den genannten Zahlen ein großer Bedarf an beratender Unterstützung für ergangene Bescheide ersichtlich wird. Wichtig ist als Alternative zu den Widerspruchsbeiräten ein Verfahren, das vor Einlegung eines Rechtsmittels möglich ist. Es wurde bereits vorgeschlagen, nach dem Vorbild anderer Bundesländer eine Clearingstelle zu schaffen, eventuell mit einer rechtskreisübergreifenden Einbeziehung weiterer Personengruppen.
Es macht einen wichtigen Unterschied, ob ein Gericht entscheidet oder sozialerfahrene Dritte im Vorfeld Lösungen herbeiführen können bzw. einen ablehnenden Bescheid erklären. Sie verweist auf die Clearingstelle in Sachsen, wo etwa so viele Verfahren bearbeitet werden wie in Berlin durch die Widerspruchsbeiräte. Dort gibt es eine Erfolgsquote von einem Drittel. Je ein weiteres Drittel endet mit einer Ablehnung bzw. mit Empfehlungen.

· Herr Krausser ergänzt, dass in den Bezirksämtern oft Personalknappheit herrscht und Sachbearbeiter oft nicht mit dem individuellen Fall vertraut sind.  Auch wird auf Nachfragen in vielen Fällen nicht reagiert. Er sieht auch die fehlende Effizienz, hält aber das Signal der Abschaffung für falsch. 

· Herr Peth erläutert, dass die Herangehensweise, die Widerspruchsbeiräte aufgrund fehlender Effizienz abzuschaffen, falsch ist. Eine Stellungnahme des Widerspruchsbeirats ist ein intensiver und zeitaufwendiger Prozess und es sollte sich seitens der Verwaltung die Frage gestellt werden, warum die Widersprüche so selten Erfolg haben. Es muss eine Alternative gefunden werden, wenn die Abschaffung realisiert wird. Ein fehlendes Engagement in den Beiräten könnte auch auf die geringe Erfolgsquote zurückzuführen sein. 

· Herr Kempert berichtet aus dem Bezirk Spandau, dass sich im dortigen Widerspruchsbeirat sehr viele Menschen engagieren. Spandau hat nicht für die Abschaffung der Beiräte beim Rat der Bürgermeister gestimmt. Trotzdem fordert die Aufarbeitung der Fälle aus dem Widerspruchsbeirat die Mitarbeitenden sehr, zumal diese ohnehin schon oft überlastet sind. Die Gründe für Widersprüche sind zwar häufig menschlich nachvollziehbar, führen aber aufgrund des bestehenden Rechts meist nicht zum Erfolg. Für den Bezirk Spandau gab es im vergangenen Jahr weniger als zehn Fälle des Sozialamts, die vor Gericht ausgetragen wurden. Alle wurden vom Sozialamt gewonnen. Deshalb würde man in Spandau in Anbetracht einer Kosten-Nutzen-Relation mittlerweile der Abschaffung zustimmen.

· Frau Stenger ist selbst im Widerspruchsbeirat des LAGeSo und teilt mit, dass die Klageerfolge relativ hoch sind im Bereich Persönliche Assistenz (Zuständigkeit LAGeSo). Anfangs gab es von allen Beteiligten Rückmeldungen, mittlerweile jedoch nicht mehr. Widerspruchsbescheide sind außerdem immer sehr formalistisch ohne Einzelfallbezug. Sie bedauert die Abschaffung dieses demokratischen Gremiums sehr.

· Herr Bozkurt kann den Bedarf nach Beratung, Übersetzung und Klärung nachvollziehen. Eine weitere Ombudsstelle ohne Befugnisse ist aus seiner Sicht aber unnötig, daher sollten bestehende wirksame Institutionen genutzt werden. Die Bedarfe müssten genauer definiert werden, um eine gute Alternativ-Lösung zu finden. Eine Idee wäre, beim 
Bürgerbeauftragten Stellen hierfür zu schaffen, die sich nur um diesen Bereich kümmern. 

· Frau Loos gibt zu bedenken, dass es nicht sinnvoll ist, wenn die gleiche Person, die den Erstbescheid erlässt, auch über den Widerspruch entscheidet. Davon sind einige Fälle bekannt.

· Herr Rehfeldt erklärt dazu, dass die bezirklichen Ausschüsse für Eingaben und Beschwerden nichts mit dem Sachbearbeiter zu tun haben, sondern Gremien sind, die von der BVV gebildet werden mit Bezirksverordneten und der Möglichkeit, Bürgervertreter zu berufen. Dass dieser sich an das Amt wendet und Stellungnahmen einholt, ist aus seiner Sicht richtig. 

· Herr Klatt ergänzt, dass es nicht sinnvoll erscheint, viele neue Vorschläge zu diskutieren, die dann wegen fehlender Haushaltsressourcen nicht realisiert werden können. Eine neu einzurichtende Clearingstelle wäre aus seiner Sicht wegen fehlender Haushaltsmittel derzeit nicht umsetzbar. Besser umsetzbar scheinen hingegen die Aufstockung der Stellen beim Bürgerbeauftragten und die Ausschüsse der Bezirksverordnetenversammlungen zu sein.

· Herr Bozkurt bittet den Landesbeirat zu klären, was der konkrete Bedarf bei einer alternativen Stelle anstelle der Widerspruchsbeiräte wäre.

· Der Fachbereich der SenASGIVA wird die genannten Vorschläge aufgreifen und eine mögliche Umsetzung fachlich einschätzen.

· Das Thema soll in der nächsten Sitzung am 12.06.2026 erneut behandelt werden.

Pause

TOP 5 - Katastrophenschutz: Auswertung Stromausfall 03.–07.01.2026 – Konsequenzen für Menschen mit Behinderungen (Information, Erreichbarkeit, Anlaufstellen, Unterstützungsstrukturen)

· Das Thema wurde vom Landesbeirat eingebracht. Herr Seerig, der selbst vom Stromausfall betroffen war, nennt kurz die aufgekommenen Fragen, die in der heutigen Sitzung beantwortet werden sollen:
· Waren Menschen mit Behinderungen ausreichend in den bestehenden Krisenplänen berücksichtigt? Welche Schwachstellen haben sich gezeigt?
· Inwiefern waren unter anderem auch die Notunterkünfte für Menschen mit Beeinträchtigungen zugänglich? 
· Wie zugänglich waren die Informationen hierzu? 
· Was ist den zuständigen Stellen selbst aufgefallen, was lässt sich verbessern? 
· Wie ist die intersektionale Kommunikation der Senatsverwaltungen? 
· Frau Dr. Jonas, Leiterin der Berliner Heimaufsicht, berichtet, dass sie bereits am Samstag, 03.01.2026, in den Krisenstab der Berliner Feuerwehr einberufen wurde. Dies ist ein exekutiver Krisenstab, in dem auch Verbindungspersonen der wichtigsten Akteure vertreten sind. Dadurch konnte auf dynamisches Geschehen flexibel reagiert werden. 
Die Hauptaufgabe der Heimaufsicht war zunächst, freie Plätze für die vom Stromausfall betroffenen Personen zu finden. Mindestens 70 Pflegeeinrichtungen waren vom Stromausfall betroffen. Evakuierungen in Krankenhäuser wurden zügig vorgenommen und es wurde dann zeitnah aber eher versucht, Evakuierungen in andere Einrichtungen zu organisieren, um keine unnötigen Plätze in Krankenhäusern zu belegen. 
Die Evakuierungen wurden durch die Feuerwehr organisiert, während die Heimaufsicht laufend aktualisierte Listen mit freien Plätzen zur Verfügung stellte. Innerhalb von 24 Stunden konnten so mehrere hundert Plätze organisiert werden. 
[bookmark: _Hlk224913625]Daneben waren auch zwei stationäre Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen betroffen. Eine Einrichtung mit 45 Plätzen wurde sofort mit einem Notstromaggregat versorgt, so dass eine sofortige Verlegung nicht nötig war. Die andere Einrichtung mit 14 Plätzen konnte ebenfalls durch ein Notstromaggregat versorgt werden, konnte aber am Wochenende keinen Kontakt zum bezirklichen Katastrophenschutz aufnehmen, da durch das Bezirksamt keine Rückmeldung erfolgte. Teilweise erfolgte eine private Evakuierung durch Angehörige. 
Bei vier Wohngemeinschaften für Menschen mit Behinderungen wurden zwei durch Notstrom bzw. Zusatzstrom versorgt und zwei Einrichtungen haben die Bewohnenden in anderen Einrichtungen des Trägers untergebracht. 
Es hat sich gezeigt, dass die stationären Einrichtungen insgesamt gut vorbereitet waren auf solch einen Notfall. 
Ein großes Problem bzw. Dunkelfeld sind alleinlebende Menschen im häuslichen Bereich, die pflegebedürftig sind oder eine Beeinträchtigung haben. Die große Herausforderung ist die Frage, wie sich diese Menschen leichter melden können bzw. wie sie gefunden werden. Beim Stromausfall wurde dafür das Melderegister herangezogen und nach alleinlebenden Menschen über 80 Jahre gesucht. Dabei kam man auf eine sehr große Zahl von über 3000 Menschen. Außerdem wurden die Anbieter von Hausnotrufsystemen kontaktiert, damit diese mit ihren Klienten direkt Kontakt aufnehmen. 
Gemäß SGB XI müssen Pflegeeinrichtungen Krisenkonzepte vorhalten, was die meisten Einrichtungen auch tun. 
Was aufgefallen ist, dass das Engagement durch die Angehörigen in der Eingliederungshilfe höher ist als bei der Pflege. 

· Herr Eimler, Katastrophenschutzbeauftragter der SenASGIVA, berichtet von der guten Zusammenarbeit mit der Heimaufsicht, dem LAGeSo und dem Landesamt für Flüchtlinge. Er erklärt kurz die generelle Arbeitsweise der Krisenstäbe: 
Es gibt in jedem Bezirk einen eigenen Krisenstab. Daneben gibt es den übergeordneten Krisenstab der SenInn, der wiederum die Krisenstäbe der einzelnen Senatsverwaltungen koordiniert. Der Krisenstab der Sozialverwaltung war beim Stromausfall zuständig für die Arbeit der Stadtteildienste und der Mobilitätsdienste. 
Die Software „Lagebild Berlin“, in der eigentlich alle aktuellen Daten zu verschiedenen Unterkunfts- und Pflegeeinrichtungen gespeichert sind, hat leider nicht gut funktioniert, da die Daten nicht aktuell waren. Grund war, dass die aktuellen Daten vom System nicht übernommen wurden, was erst beim Stromausfall auffiel. 
Herr Eimler betont, dass die Zusammenarbeit der verschiedenen Stellen in dieser Großschadenslage sehr gut funktioniert hat, obwohl es leider einen Todesfall einer älteren Dame zu beklagen gab.
Im Nachhinein erfolgt nun eine Aufarbeitung dieser Großschadenslage. Eine Abfrage der Senatskanzlei an alle beteiligten Behörden wurde dazu gestartet, bei der auch Verbesserungsvorschläge zum zukünftigen Katastrophenschutz eingebracht werden können.
Bezogen auf Menschen mit Behinderungen wäre seitens der SenASGIVA die 	Einrichtung eines Pflege/Notfallregisters auf freiwilliger Basis eine wichtige Maßnahme. Es gibt bereits ein solches Register, dieses ist allerdings vom Land Berlin nicht anerkannt und die Feuerwehr arbeitet nicht mit diesem Register. Außerdem gab es im Jahr 2024 schon einmal den Versuch, ein offizielles Notfallregister einzurichten. Das Projekt wurde dann u.a. wegen Datenschutzbedenken nicht weitergeführt.
Im Abgeordnetenhaus gibt es eine Arbeitsgruppe „Resilienz“, dort wurden durch die Senatorin für Soziales auch Maßnahmenvorschläge zur Verbesserung Menschen mit Behinderungen im Goßschadens- bzw. Katastrophenfall eingebracht.
Außerdem gibt es eine vom Senat gegründete Expertenkommission, die auch all diese Maßnahmen aufarbeitet und bis Sommer 2026 einen Ergebnisbericht vorlegen wird.
Ein wichtiges Thema ist, wie Menschen mit Behinderungen im Katastrophenfall informiert werden. Besonders wirksam ist eine gute Nachbarschaftshilfe, die durch Aufrufe in den sozialen Medien gefördert werden kann.
Weitere Maßnahmen wären die temporäre Einrichtung von Stadtteilzentren, Verteilen von Flyern in verschiedenen Sprachen oder Aufsteller. Der Einsatz von Lautsprecherwagen wird als nicht ausreichend zielführend eingeschätzt.
Es gibt bezüglich des Katastrophenschutzes in Berlin die Expertenkommission, die Runde der KatSchutzBeauftragten und die AG Resilienz, in denen seitens der SenASGIVA auf die besondere Berücksichtigung von Menschen mit Behinderungen hingewiesen wird.
Auch der Teilhabebeirat wird gebeten, sich an diesen Prozessen zu beteiligen, damit die Expertise genutzt werden kann. 

· Herr Rieck (Gruppenleiter und stellvertretender Referatsleiter vom KbK SenInn) unterstreicht Herrn Eimlers Ausführungen.
Besonderes Augenmerk sollte in Notsituationen auf vulnerable Personengruppen gelegt werden und auf Menschen, die gerade so noch ihren Alltag selbst organisieren, aber mit solchen Extremsituation nicht mehr umgehen können und dann hilflos sind. Ein Notfallregister wäre auch aus seiner Sicht sehr sinnvoll, um Menschen zu erreichen. 
Aus Sicht der Feuerwehr gibt es einsatztechnische Bedenken (große Bindung von Personal, welches an anderer Stelle fehlt; Was tun, wenn niemand die Tür öffnet?). Außerdem sind auch die Daten aus dem Melderegister nicht immer aktuell und es gibt Bedenken wegen der Freiwilligkeit und des Datenschutzes.
Es gibt bereits ein sehr großes zivilgesellschaftliches Engagement. Dieses sollte besser eingebunden und kanalisiert werden. Wenn einheitliche Kommunikationskanäle und Kommunikationsschnittstellen geschaffen werden, ist dies ein sehr guter Weg um die Erreichbarkeit von vulnerablen Personengruppen zu verbessern. Ein wichtiges Element dabei ist eine gute Nachbarschaftshilfe.
Es werden noch einmal rückblickend die Verfahrensabläufe beim Stromausfall erläutert: Am Samstag, zu Beginn des Stromausfalls, wurden krisenstabsähnliche Strukturen aufgerufen. Es gab eine Alarmierungskette und es wurde sich mit Polizei, Feuerwehr und Bezirk eng abgestimmt. Am Sonntag wurde die Großschadenslage festgestellt und das Entscheidungsgremium auf Hausleiterebene aller Senatsverwaltungen sowie der ressortübergreifende Krisenstab einberufen. Die Instandsetzung der zerstörten Stromleitungen erfolgte durch Stromnetz Berlin schneller als geplant.


· Herr Kaatz (Projektleiter „Sirenenprojekt“ der SenInn) ergänzt, dass ein Notfallregister in denen Menschen mit Behinderungen registriert sind, auch ethisch fragwürdig erscheinen kann.
Aktuell läuft die interne Abstimmung bei SenInn zu einem Forschungsprojekt bezüglich der Erreichbarkeit hilfsbedürftiger, nicht registrierter Personen. Ziel ist die mögliche Entwicklung eines Geräts, welches Menschen mit Beeinträchtigungen auf verschiedene Weisen vor einer Gefahr warnt und aus Sicht der betroffenen Menschen eine Rückmeldung geben kann, dass diese Hilfe benötigen. Der Zugang dazu soll ohne bestimmte Voraussetzungen und niedrigschwellig sein. 
Auf Nachfragen erläutert Herr Kaatz noch folgendes:
· Die Warnmeldeproblematik (erst am Mittwoch erfolgte eine berlinweite Warnmeldung bezüglich des Stromausfalls) wird gerade aufgearbeitet.
Hintergrund ist, dass zum Ende des Stromausfalls eine Meldung mit Gefahrenstufe 1 versendet wurde, bei der automatisch „Achtung Gefahr“ steht. Diese Meldung war aber notwendig, um alle Menschen zu erreichen und ihnen mitzuteilen, dass unbedingt alle Notstromaggregate getrennt werden müssen, da sonst der normale Strom nicht funktioniert.
Diesbezüglich werden Anpassungen vorgenommen und es wurden die Berliner Mitarbeitenden geschult.
· Herr Kaatz fragt bei Loos an, ob sie Interesse an einer Mitwirkung als Testperson bei dem Forschungsprojekt hätte und bittet um Herstellung eines Kontakts.

· Herr Seerig berichtet als vom Stromausfall Betroffener, dass es auch kein Internet und keinen Handyempfang gab.
· Frau Loos betont, dass in solchen Notsituationen auch die Betroffenheit von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen nicht vergessen werden darf. Es gibt in dem Gebiet des Stromausfalls zwei Einrichtungen für Kinder und Jugendliche mit Behinderungen. Klare Informationen und Kommunikationswege seitens der SenBJF wären in solchen Notsituationen wichtig. Interessensvertretungen und Vereine haben bereits während der Corona-Pandemie eine gebündelte Übersicht mit Kontaktstellen und Hilfsangeboten erstellt. Es erfolgte im Rahmen des Stromausfalls keine Aufarbeitung dessen und es erfolgte kein Rückgriff auf damals ausgearbeitete Strukturen. Das bestehende Netzwerk von Vereinen, Trägern und Anlaufstellen kann aber für solche Fälle sehr gut genutzt werden. 
Aus ihrer Sicht als Mutter eines Sohnes mit Beeinträchtigung und teils herausforderndem Verhalten ist auch eine bessere Sensibilisierung der Einsatzkräfte wünschenswert.

· Herr Rieck berichtet über die Bürgerhotline im Bezirk. Hierüber haben viele Angehörige, die selbst nicht in Berlin leben, informiert, dass sie ihre betroffenen Angehörigen nicht mehr erreichen können.  Daraufhin wurden 60 Einzelpersonen aufgesucht. Teilweise wollten diese Personen aber aus Angst vor Einbrüchen lieber zu Hause bleiben. Im Nachhinein konnte allerdings festgestellt werden, dass es während des Stromausfalls nicht zu mehr Einbrüchen kam und die Polizei im Gebiet regelmäßig patrouilliert hat. Ein elementarer Teil bei der Bewertung der Situation waren die schwierigen Wetterbedingungen (Glatteis und Kälte). 							     
Die angesprochenen Probleme hinsichtlich der Gruppe der alleinlebenden älteren Personen sind noch nicht abschließend gelöst. 
Die individuelle Resilienz im sachlichen Sinne könnte z.B. durch baurechtliche Vorgaben gestärkt werden, so dass alle Schließanlagen auch manuell geöffnet werden können. 
Es gibt glücklicherweise in Berlin nicht viele oberirdische Stromleitungen, die einen ganzen Bezirk versorgen, so dass bei dessen Zerstörung gleich ein ganzer Bezirk betroffen ist.
Hausverwaltungen und Wohnungsbaugesellschaften haben teilweise nicht gut gearbeitet. Auch Tage nach Behebung des Stromausfalls liefen manche Heizungen noch immer nicht und eine Überprüfung durch die Hausverwaltung, ob die Bewohner in Sicherheit sind, hat nicht immer stattgefunden.
Die Handymasten haben Batterien, die nach wenigen Stunden aufgebraucht sind. Pflichten für Mobilfunkbetreiber, größere Notstromkontingente zu haben oder generell Infrastruktur hierzu vorzuhalten, werden gerade auf Bundesebene beraten. Es konnte beim Stromausfall durch die Feuerwehr und Mobilfunkbetreiber am zweiten Tag technisch umgesetzt werden, dass Notrufe abgesetzt werden können.
Die Belegung der Notunterkünfte war relativ gering, da viele Menschen privat bei Verwandten oder Bekannten unterkamen oder lieber ein Hotel bezahlt haben.
Es gibt ein Projekt zur Schaffung von multifunktionellen Interventionsteams, die mit Feuerwehr, Polizei und sozialpsychiatrischen Dienst besetzt sind.
Bei der nächsten Katastrophenschutzsitzung ist Frau Braunert-Rümenapf eingeladen.

· Frau Braunert-Rümenapf ergänzt, dass es eine Unter-AG zum Katastrophenschutz noch nicht gibt, diese soll aber bei der Innenverwaltung demnächst gebildet werden. Es hatten sich aus dem Landesbeirat bereits sechs Mitglieder für eine Teilnahme bereit erklärt. 
Ein allgemeiner Hinweis zur Wortwahl: Begriffe wie „Transportieren“ in Bezug auf Menschen sollte unterlassen werden; auch „taubstumm“ ist längst nicht mehr zeitgemäß.
Bezüglich der Entwicklung einer anderen Lösung als ein Notfallregister sollte darauf geachtet werden, dass dieses in das SGB V als anerkanntes Hilfsmittel aufgenommen wird. Das SGB V ist an den tatsächlichen Bedarf geknüpft, nicht an die Anerkennung der Behinderung, sodass hier auch die Menschen mit Behinderung, aber ohne GdB erreicht werden können.  
Bezüglich der Selbstverantwortung und Nachbarschaftshilfe bedarf es entsprechender Leitlinien/Checklisten oder Austauschrunden.

· Herr Hilke teilt zum Kinder- und Jugendbereich mit, dass es in der Jugendverwaltung auch ein Krisenmanagement gab. Die Einrichtungsaufsicht hatte eine Liste über stationäre Einrichtungen und hat regelmäßig Bericht erstattet. Die Struktur der dezentralen Jugendhilfe war sinnvoll, die Träger waren verantwortungsvoll und konnten gut mit der Situation umgehen. Bezüglich der ambulanten Einrichtungen und der von Frau Loos geäußerten Punkte zur Kommunikation und Einbezug der vorhandenen Netzwerke gibt es Verbesserungsbedarf. Demnächst gibt es einen Termin mit den Jugendamtsleitungen, um sich diesbezüglich auszutauschen. Es wird außerdem ein kurzfristiger Fachaustausch mit Frau Loos und Frau Braunert-Rümenapf dazu vorgeschlagen. 


TOP 6 - Partizipation von Interessenvertretungen der Menschen mit Behinderungen im Berliner Teilhabebeirat 
· Herr Klatt berichtet, dass die Unter-AG getagt hat und die Rückmeldungen daraus in das Partizipationspapier eingearbeitet werden.
· Ziel ist es, ein gemeinsam mit der Unter-AG abgestimmtes Papier zu erarbeiten und dem Teilhabebeirat vorzulegen. 

TOP 7 - Aktuelles/Sonstiges

· Der Bericht aus dem Steuerungskreis wird schriftlich mit dem Protokoll übermittelt.
· Der Bericht zur Expansionsphase des Projekts „Kiez inklusiv! leben – Teilhabeorientiertes Sozialraummanagement“ muss aufgrund des Zeitmangels auf die nächste Sitzung verschoben werden.

Protokollantin: Sophie Fleischmann; Referendarin Abteilung Soziales

Nachtrag zum Protokoll zu TOP 7 „Aktuelles/Sonstiges“ – Bericht aus dem Steuerungskreis:
· Rechnerische Umstellung in der Eingliederungshilfe
Die rechnerische Umstellung ist zu einem weit überwiegenden Teil (90%) erfolgt. Gleichwohl berichten die Bezirke von einem anhaltenden zusätzlichen Arbeitsaufwand, insbesondere weil auch Leistungserbringer nicht immer korrekte Rechnungen stellen. Die Senatsverwaltung berichtet, dass die Leistungserbringer auf z.T. noch ausstehende Vorschüsse hingewiesen haben. Bezirke und Senatsverwaltung werden die Erfahrungen aus der Umstellungsphase auswerten, um diese für die weitere Umstellung der Angebote und die Auswirkungen auf die Bezirke zu nutzen. 
· Übergänge von minder- zu volljährigen Leistungsberechtigten (Jug/Soz)
Der Entwurf des gemeinsamen Rundschreibens ist in der Arbeitsgruppe inhaltlich weitgehend fertiggestellt. Es steht jetzt noch das Partizipationsverfahren mit den Verbänden an sowie eine Ressortabstimmung. Die Bezirke bedauern die lange Dauer des Abstimmungsprozesses. Einigkeit besteht darüber, dass neben dem Rundschreiben ergänzende Austausch- und Arbeitsformate erforderlich sind.
· Landesrahmenvertrag EGH Jug (§ 131 SGB IX)
Der Landesrahmenvertrag für ambulante Leistungen der Eingliederungshilfe für minderjährige junge Menschen ist seit dem 01.01.2026 in Kraft. Die Übergangsphase läuft bis zum 31.12.2026; die vollständige Umstellung aller laufenden Fälle ist bis zum 01.01.2027 vorgesehen. Zur Begleitung der Umsetzung wird ab Februar 2026 ein regelmäßiger Jour fixe zwischen Senatsverwaltung und Teilhabefachdiensten Jugend eingerichtet.
· Zielvereinbarung Transferkostensteuerung und Personalausstattung Soziales
Bericht zum Arbeitsstand der Zielvereinbarung mit den Bezirken. Schwerpunkte liegen auf Qualitätssicherung, Wirtschaftlichkeitsprüfung, Controlling, Personalbemessung sowie der verursachungsgerechten Abbildung der Transferkostenentwicklung. Die Fachmodul-AG Eingliederungshilfe hat ihre Arbeit abgeschlossen und eine Meilensteinplanung für 2026 erarbeitet; der formale Abschluss der Zielvereinbarung wird weiterverfolgt.

